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Allgemeine Vertragsbedingun-
gen für Bauleistungen 
(AVB_Bau) 
 

1 Vertragsgrundlagen 
 
Die Deutsche Lufthansa AG oder ein mit ihr 
im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenes 
Konzernunternehmen (im Folgenden: „AG“) 
schließen mit dem Auftragnehmer (im Fol-
genden: „AN“) auf Basis des Auftragsschrei-
bens des AG einen Werkvertrag. Bestand-
teile dieses Werkvertrages sind, in der Rei-
hen- und – im Fall von Widersprüchen – 
Rangfolge der Aufzählung: 
 

• das Auftragsschreiben des AG nebst An-
lagen oder, sofern der AG von der Über-
mittlung eines gesonderten Auftrags-
schreibens absieht, die Bestellung mit 
Bestellnummer nebst Anlagen; 

• die vorliegenden Allgemeinen Vertrags-
bedingungen für Bauleistungen des Luft-
hansa-Konzerns (AVB_Bau); 

• die Vorschriften der VOB/B in der bei 
Vertragsschluss geltenden Fassung; 

• die Vorschriften der VOB/C in der bei 
Vertragsschluss geltenden Fassung; 

• die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik, die jeweils geltende Fassung 
der EnEV, die europäischen Normen (EN 
und Eurocodes) sowie die Normen des 
Deutschen Instituts für Normung e.V. 
(DIN), ferner die VDE-, VDI-, VDS- und 
TÜV/DEKRA-Vorschriften, insbesondere 
sämtliche einschlägigen Instandhal-
tungs- und Wartungsrichtlinien, sowie 

alle Herstellervorschriften und Anwei-
sungen für die zu verwendenden Mate-
rialien und Bauteile, die sich aus dem 
Entwurf einer Norm (Gelbdruck) erge-
ben, soweit diese bereits allgemein an-
erkannte Regeln der Technik sind und in 
diesen Vertragsbedingungen und oder in 
den sonstigen Vertragsbestandteilen 
keine höheren Anforderungen verein-
bart sind; 

• den Leitfaden für Fremdfirmen zur Si-
cherheit der Mitarbeiter bei Arbeiten 
auf dem Betriebsgelände der Lufthansa 
Group (http://www.lufthan-
sagroup.com/de/lieferanten); 

• Vorgaben der Luftsicherheit im überlas-
senen Sicherheitsbereich am jeweiligen 
Flughafenstandort der Leistungserbrin-
gung. 

• die jeweils einschlägige Flughafen-be-
nutzungsordnung (z.B. für Frankfurt Air-
port jeweils aktueller Stand abrufbar 
über die Website 
http://www.fraport.de, Flughafen Mün-
chen über http://www.munich-air-
port.de, Flughafen Hamburg über 
http://www.hamburg-airport.de). 

• die Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches, insbesondere die Vorschrif-
ten über den Werkvertrag der §§ 631 ff. 
BGB und den Bauvertrag der §§ 650a ff. 
BGB. 

 
Allgemeine Geschäftsbedingungen des AN 
werden nicht Vertragsbestandteil, auch 
wenn ihnen durch den AG nicht ausdrücklich 
widersprochen wurde. 
 
 

2 Vertragsschluss 
 
Für den Vertragsschluss gelten die Regeln 
der §§ 145 ff. BGB. Der Vertrag kommt mit 
dem Zugang des Auftragsschreibens oder, 
sofern der AG von der Übermittlung eines 
gesonderten Auftragsschreibens absieht, 
mit dem Bestellschreiben mit Bestellnum-
mer nebst Anlagen zustande (Annahmeer-
klärung des AG). 
Der AN ist verpflichtet den Erhalt des Auf-
tragsschreibens bzw. des Bestellschreibens 
schriftlich zu bestätigen. 
 
 

3 Leistungsverpflichtung des AN 
 

3.1  
Der AN verpflichtet sich, sämtliche Leistun-
gen zu erbringen, die erforderlich sind, um 
das vertragsgegenständliche und in den Ver-
tragsbestandteilen beschriebene Leistungs-
objekt funktionsfähig, betriebs- und bezugs-
bereit sowie mangelfrei und termingerecht 
und zur vertraglich vorgesehenen Nutzung 
geeignet herzustellen. 
 
3.2  
Der AN schuldet eine sorgfältige und fach-
kundige, den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik, dem Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit und allen gesetzlichen, insbesondere 
öffentlich-rechtlichen, Bestimmungen ent-
sprechende Leistung. Unvollständigkeiten, 
Unklarheiten und Widersprüche sind dahin 
aufzulösen, dass eine den übrigen Vorschrif-
ten des jeweiligen Vertrages entsprechende 
funktionsfähige Leistung geschuldet wird. 
Sofern gefährliche Abfälle im Sinne der Ab-
fallnachweis-Verordnung anfallen, sind 

diese über den vom AG beauftragten Gene-
ralentsorger am Standort zu entsorgen. Zu-
ständig für die Überwachung und Ansprech-
partner für den AN ist der jeweilige Beauf-
tragte des AG für den betrieblichen Umwelt-
schutz. Person und Kontakt-daten des Be-
auftragten sind beim jeweiligen Projektleiter 
zu erfragen. Bestehen Zweifel hinsichtlich 
der Gefährlichkeit eines Abfalls, ist der je-
weilige Beauftragte für den betrieblichen 
Umweltschutz zwecks korrekter Einstufung 
zu kontaktieren. 
 
3.3  
Die Vertragspartner sind sich darüber einig, 
dass Leistungsanforderungen an den AN 
durch die Sachkunde des AG nicht gemin-
dert werden. Die Auswahl und der Einsatz 
des erforderlichen Personals zur Erfüllung 
der Pflichten und Leistungen aus diesem 
Vertrag obliegt dem AN in eigener Verant-
wortung. Zur Erfüllung seiner Leistungen 
setzt der AN ausreichend viele und qualifi-
zierte Mitarbeiter ein.  
 
3.4  
Der AN hat sich vor Angebotsabgabe über 
Art und Umfang der Arbeiten, Örtlichkeiten, 
Wegeverhältnisse und Lagerungsmöglich-
keiten im Detail informiert. Daneben hat er 
sämtliche Unterlagen und Pläne, die Grund-
lagen seines Auftrags sind, verantwortlich 
geprüft und übernimmt diese in seinen Ver-
antwortungs-bereich. Der AG haftet nicht 
für etwaige Fehler dieser Unterlagen und 
Pläne, etwaige Fehler werden dem AG auch 
nicht als Mitverschulden zugerechnet, es sei 
denn, der AN macht unverzüglich Bedenken 
geltend, die der AG nicht ausräumt. Dies gilt 
auch für Unterlagen und Pläne, die der AG 

https://www.lufthansagroup.com/media/downloads/de/lieferanten/Vorschriften-Arbeitssicherheit-fuer-Fremdfirmen-2023021.pdf)
https://www.lufthansagroup.com/media/downloads/de/lieferanten/Vorschriften-Arbeitssicherheit-fuer-Fremdfirmen-2023021.pdf)
http://www.fraport.de/
http://www.munich-airport.de/
http://www.munich-airport.de/
http://www.hamburg-airport.de/


 ^                      

AVB_Bau, Stand: April 2024 2 

gegebenenfalls noch liefert. Diese sind vom 
AN im Rahmen des von ihm zu verantwor-
tenden Aufgabenbereichs zu überprüfen.  
 
3.5  
Der AN hat sich rechtzeitig zu vergewissern, 
ob seinen Leistungen keine rechtlichen Hin-
dernisse und Bedenken entgegenstehen und 
diese Hindernisse und Bedenken dem AG 
unverzüglich mindestens in Textform gemäß 
§ 126b BGB anzuzeigen. 
 
3.6  
Der AN ist verpflichtet, für die gesamte 
Dauer seiner Tätigkeit auf der Baustelle eine 
der Art und dem Umfang des Bauvorhabens 
entsprechende technische Aufsicht (Baulei-
ter, Montageleiter, Poliere) zu stellen. Der 
verantwortliche Bauleiter bzw. sein Vertre-
ter hat während der normalen Arbeitszeit 
ständig auf der Baustelle anwesend zu sein. 
Außerhalb der normalen Arbeitszeit muss er 
fernmündlich erreichbar sein. Der AG ist be-
rechtigt, einen Austausch von einzelnen Mit-
gliedern der technischen Aufsicht zu verlan-
gen, wenn hierfür ein wichtiger Grund vor-
liegt. 
 
Der AN hat die zur Erbringung seiner eige-
nen Leistungen notwendigen Auskünfte, 
Planungen und sonstigen Unterlagen so 
rechtzeitig beim AG oder Dritten anzufor-
dern, dass keine Beeinträchtigung des Pro-
jektablaufs entsteht und sämtliche Vertrags-
termine sicher eingehalten werden können. 
 
3.7  
Der AN ist verpflichtet, alle für die Erbrin-
gung seiner Leistung erforderlichen Abstim-

mungen mit dem AG, der Bau- und Projekt-
leitung, seinen Nachunternehmern, Fach-
planern, Behörden, Prüfstatikern, Versor-
gungsunternehmen, Anliegern und allen 
weiteren Beteiligten vorzunehmen, soweit 
sie für seinen Leistungserfolg erforderlich 
sind. 
 
3.8  
Dem AN obliegen sämtliche Maßnahmen zur 
Sicherung der Baustelle im Rahmen seiner 
Bauleistung einschließlich der erforderli-
chen Maßnahmen zur Sicherung und Auf-
rechterhaltung des Baustellen- und des an-
grenzenden öffentlichen Verkehrs, der not-
wendigen Absperrungen, Verkehrsregelun-
gen, Beschilderungen und Beleuchtungen. 
Weiterhin besteht die Verpflichtung zur 
Übernahme sämtlicher Verpflichtungen aus 
der Baustellenverordnung in der jeweils gül-
tigen Fassung sowie die Freistellung des AG 
von diesen Verpflichtungen, soweit dies für 
die Erbringung der vertraglich geschuldeten 
Leistungen erforderlich und geboten ist.  
 
Der AN ist verpflichtet, die Vorgaben des Si-
cherheits- und Gesundheitsschutz-koordina-
tors (SiGeKo) gemäß Baustellenverordnung 
– sofern die Bestellung eines solchen für das 
Bauvorhaben erforderlich ist bzw. erfolgt – 
zu beachten, diesen zu involvieren und an 
diesen zu berichten. Der AN ist selbst für die 
Sicherheit seiner Arbeitsmittel wie Werk-
zeuge, Ersatzteile, angelieferte Teile etc. 
verantwortlich. Er hat eigenständig für die 
Prävention von Gefahren für die Baustelle 
und seine und die in seinem Auftrag tätigen 
Mitarbeiter und Arbeitnehmer nach Maß-

gabe der einschlägigen Unfallverhütungs-
vorschriften der BG Bau sowie für eine ange-
messene Diebstahlsicherung zu sorgen. 
 
3.9  
Dem AN obliegt weiterhin die Herbeiführung 
sämtlicher Gutachten und Prüfungen sowie 
die Beschaffung mängelfreier Abnahme- 
und Prüfbescheinigungen z.B. der Bauord-
nungsbehörden und des TÜV/DEKRA etc., 
die im Zusammenhang mit dem Bauvorha-
ben und seiner angestrebten Nutzung ste-
hen, einschließlich der Übernahme der hier-
durch entstehenden Kosten, soweit in die-
sem Vertrag und den Vertragsbestandteilen 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt 
ist. 
 
3.10  
Der AN ist verpflichtet, Bautagesberichte zu 
erstellen und diese auf Anforderung dem AG 
zu übergeben. Diese Bautagesberichte müs-
sen alle für die Vertragsausführung und Ab-
rechnung relevanten Angaben enthalten, 
wie beispielsweise Baufortschritt, Wetter, 
Zahl und Art der auf der Baustelle beschäf-
tigten Arbeitnehmer, Zahl und Umfang der 
eingesetzten Großgeräte, Beginn und Ende 
von Leistungen größeren Umfangs wie bei-
spielsweise Betonierzeiten, Abnahmen, Un-
terbrechungen der Arbeitszeit mit Angabe 
der Gründe, Unfälle, behördliche Anord-
nungen und sonstige besondere Vorkomm-
nisse. Zwischen den Vertragspartnern fin-
den zudem regelmäßig Baubesprechungen 
statt. 
 

3.11  
Die Vertragspartner vereinbaren, dass hin-
sichtlich der vom AN einzubauenden Bau-
teile, Materialien und Stoffe Bemusterungen 
stattfinden werden. Alle Muster sind so 
rechtzeitig vorzulegen, dass unter Berück-
sichtigung einer Prüfzeit von in der Regel 
drei Wochen für den AG keine Verzögerung 
in der Bauausführung entstehen kann. Be-
musterungen sind grundsätzlich mit mehre-
ren kostenneutralen Varianten (mindestens 
3 Varianten) vorzunehmen. 
 
3.12  
Der AN ist verpflichtet, anderweitige Ver-
tragsverhältnisse, die die Belange seines 
Auftrags berühren könnten (z.B. Vereinba-
rungen mit konkurrierenden Luftverkehrs-
gesellschaften), vor Vertragsabschluss offen 
zu legen. Er verpflichtet sich weiterhin, keine 
vergleichbaren Aufträge von mit der Luft-
hansa konkurrierenden Luftverkehrsgesell-
schaften ohne die Zustimmung des AG anzu-
nehmen.  
 
3.13  
Der AN hat eine Bauschlussreinigung (Fein-
reinigung) hinsichtlich der von ihm erbrach-
ten Leistungen durchzuführen. 
 
3.14 
Der AN erklärt, dass er seinen Verpflichtun-
gen gegenüber den nachfolgenden Behör-
den und Trägern nachkommt und auf Ver-
langen dem AG nachfolgende Dokumente 
vorlegen kann.  
 
• Aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des zuständigen Finanzamtes 
(nicht älter als drei Monate)  
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• Aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-
gung des Sozialversicherungsträgers, 
nebst Ko-pie der Sozialversicherungs-
ausweise und ggf. der Arbeitserlaubnis 
seiner Arbeitnehmer und der Arbeit-
nehmer seiner Erfüllungsgehilfen 

• Aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-
gung der Krankenkassen (nicht älter 
als drei Monate)  

• Aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-
gung der Berufsgenossenschaft (nicht 
älter als drei Monate) 

• Unbeglaubigter Handelsregisteraus-
zug (nicht älter als 1 Monat) 

 
Der AN erklärt, dass er auch seine Nachun-
ternehmer zur Einhaltung der vorgenannten 
Verpflichtung verpflichten wird.   
 
 

4 Vergütung 
 
4.1  
Die Beauftragung erfolgt nach Einheitsprei-
sen, es sei denn, die Vertragspartner verein-
baren eine Pauschalvergütung. In den ver-
einbarten Einheitspreisen sind sämtliche Ei-
genkosten des AN und sämtliche Fremdkos-
ten enthalten, die im Rahmen der Leistungs-
erbringung des AN entstehen.  
 
4.2  
Die vereinbarten Preise sind Festpreise für 
die Dauer der Bauzeit. Lohn- und Material-
preiserhöhungen sowie Erhöhungen der So-
zialabgaben oder sonstiger Kosten (Steuern, 
Betriebsstoffe etc.) und dergleichen bleiben 
ausdrücklich unberücksichtigt, sind also mit 

den vereinbarten Einheitspreisen abgegol-
ten, soweit nichts anderes vereinbart wird 
oder ein Fall von § 313 BGB vorliegt.   
 
4.3  
Eine Einheitspreiskorrektur für den Fall einer 
Über- oder Unterschreitung der in den Ver-
tragsgrundlagen angegebenen Vordersätze 
findet nicht statt. § 2 Absatz 3 VOB/B findet 
damit für beide Vertragspartner keine An-
wendung. 
 
4.4  
Vereinbarte Nachlässe gelten für sämtliche 
Vergütungsansprüche, d.h. u.a. auch für 
Nachtragsvergütungsansprüche. Klargestellt 
wird, dass auch andere Nachlässe – z.B. 
Skonto – ebenfalls auf die Nachtragsverein-
barung anzuwenden sind.  
 
Soweit die Umsatzsteuer, beispielsweise 
aufgrund der Vorschrift des § 13 b UStG, ge-
genüber den Finanzbehörden vom AG ge-
schuldet wird, hat der AN keinen Anspruch 
auf Auszahlung der Umsatzsteuer; diese ist 
in diesem Fall vom AG an die zuständige Fi-
nanzbehörde abzuführen.  
 
4.5  
Sofern der AN meint, Nachforderungen gel-
tend zu machen, richtet sich dieses Begeh-
ren nach Ziffer 5. Tarifliche Zuschläge für 
Samstags-, Sonntags-, Feiertagsarbeiten und 
Überstunden werden nur erstattet, wenn 
die diesen zugrundeliegenden Arbeiten aus-
drücklich und schriftlich vom AG angeordnet 
wurden.  
 
 
 

5 Leistungsänderungen  
 
5.1  
Die Vertragsparteien sind darüber einig, 
dass der mit der Vertragserfüllung be-
zweckte Werkerfolg darin besteht, dass der 
AN die – ggf. unter Einbeziehung der von 
ihm zu erbringenden Planungsleistungen – 
in diesem Vertrag näher beschriebenen Bau-
leistungen funktions- und abnahmefähig 
herstellt. Dem AN ist bekannt, dass es auch 
zu Änderungen des vereinbarten Werkerfol-
ges kommen kann, z.B. weil sich die Rah-
menbedingungen für die Errichtung des Bau-
vorhabens ändern, insbesondere die 
Schnittstellen zu Leistungen Dritter weiter 
konkretisieren können. 
 
5.2  
Dies vorausgeschickt wird vereinbart, dass 
der AG berechtigt ist, Änderungen des ver-
einbarten Werkerfolges oder Änderungen 
zur Erreichung des vereinbarten Werkerfol-
ges (fortan: Änderungen) zu begehren. Be-
gehrt der AG entsprechende Änderungen, 
hat der AN dem AG unverzüglich ein schrift-
liches prüfbares Angebot über die Mehr- 
oder Mindervergütung zu unterbreiten. Das 
gilt auch, wenn die Angebotserstellung Pla-
nungsleistungen erfordert, sofern dem AN 
die Erbringung von Planungsleistungen zu-
mutbar ist, etwa weil sein Unternehmen auf 
die Bereitstellung entsprechender Planungs-
leistungen eingerichtet ist. Der AN hat dabei 
seine Preisermittlungen für diese Preise ein-
schließlich der Aufgliederung der Einheits-
preise (Zeitansatz und alle Teilkostenan-
sätze), spätestens mit dem Nachtragsange-
bot vorzulegen sowie die erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen. Dies gilt auch für 
Nachunternehmerleistungen. 
 
5.3  
Im Falle einer Änderung des vereinbarten 
Werkerfolges bedarf es der Vorlage eines 
Angebots durch den AN nur, wenn ihm die 
Ausführung der Änderung zumutbar ist. 
Macht der AN betriebsinterne Gründe für 
die Unzumutbarkeit geltend, so trägt er die 
Beweislast.  
 
5.4  
Das vom AN unterbreitete Angebot muss 
prüfbar aufgestellt sein (ordnungsgemäßes 
Angebot). 
 
5.5  
Die Parteien streben Einvernehmen über die 
Änderung und die zu leistende Mehr- oder 
Mindervergütung an. Erzielen die Parteien 
keine Einigung über die Mehr- oder Minder-
vergütung, kann der AG die Ausführung der 
Änderung anordnen. Eine Anordnung soll 
grundsätzlich erst nach Ablauf von 30 Tagen, 
gerechnet vom Zugang des Änderungsbe-
gehrens beim AN, erfolgen. Der AN hat 
gleichwohl eine Anordnung des AG vor Ab-
lauf von 30 Tagen in folgenden Fällen zu be-
folgen: 
 

• Bei Gefahr in Verzug 

• Anordnung eines Baustopps 

• Wenn nach den konkreten Um-
ständen davon auszugehen ist, 
dass eine Einigung über die auszu-
führende Leistung und deren Ver-
gütung zustande gekommen oder 
endgültig gescheitert ist.  



 ^                      

AVB_Bau, Stand: April 2024 4 

• Wenn das Interesse des AG an der 
sofortigen Ausführung der mit der 
begehrten Anordnung verbunde-
nen Leistung das Interesse des AN 
an der vorherigen Vereinbarung 
einer Vergütung eindeutig über-
wiegt.   

• Wenn eine Bagatelländerung vor-
liegt, die nur einem unwesentli-
chen Teil der beauftragten Ge-
samtleistung entspricht und deren 
Auswirkung auf die vertragliche 
Vergütung unschwer festzustellen 
ist.   

 
5.6  
Die vorstehenden Grundsätze gelten auch 
im Hinblick auf Änderungen zu Bauumstän-
den oder der Bauzeit. Im Rahmen der Zu-
mutbarkeit ist zu berücksichtigen, ob der AN 
die erforderlichen Kapazitäten bereitstellen 
oder beschaffen kann. 
 
5.7  
Führt der AN eine geänderte und/oder zu-
sätzliche Leistung aus, ohne dass eine 
schriftliche Nachtragsvereinbarung zu-
stande gekommen ist oder der AG die Aus-
führung angeordnet hat, sind Mehrvergü-
tungs- und Bauzeitenverlängerungsansprü-
che ausgeschlossen. Anderes gilt nur, wenn 
der AN zur Abwehr drohender Gefahren ge-
handelt hat oder die geänderte und/oder zu-
sätzliche Leistung offensichtlich erforderlich 
gewesen ist, um das geschuldete Bausoll 
vertragsgemäß herzustellen, ein schriftlicher 
Hinweis vor Ausführung erfolgt ist und der 
AG nicht binnen einer angemessenen Frist 
reagiert hat. Die Regelungen über die Ge-
schäftsführung ohne Auftrag gemäß §§ 

677ff. BGB bleiben unberührt. Ausgeschlos-
sen werden auch nicht die Ansprüche aus 
ungerechtfertigter Bereicherung. 
 
5.8  
Die Höhe des Vergütungsanspruchs für den 
infolge einer Anordnung der AG nach Ziff. 
5.5 oder Ziff. 5.6. vermehrten oder vermin-
derten Aufwand ist nach den tatsächlich er-
forderlichen Kosten mit angemessenen Zu-
schlägen für allgemeine Geschäftskosten, 
Wagnis und Gewinn zu ermitteln. 
 
 
5.9  
In Bezug auf § 650 c Abs. 3 BGB sind sich die 
Parteien darüber einig, dass bei Nachträgen, 
die die Bauzeit betreffen, nur anordnungs-
bedingte Vergütungen von § 650 c Abs. 3 
BGB umfasst sind. Dass zur Grundlage einer 
Abrechnung nach § 650 c Abs. 3 BGB ge-
stellte Angebot muss dabei gemäß ord-
nungsgemäß sein. 
 
 

6 Stundenlohnarbeiten 
 
6.1  
Bei vereinbarten Stundenlohnarbeiten hat 
der AN werktäglich Stundenlohnzettel in 
zweifacher Ausfertigung beim zuständigen 
Bauleiter des AG einzureichen. Diese müs-
sen außer den Angaben nach § 15 Absatz 3 
VOB/B folgende Angaben enthalten: 
 

• das Datum; 

• die Bezeichnung der Baustelle; 

• die genaue Bezeichnung des Ausfüh-
rungsortes innerhalb der Baustelle; 

• die Art der Leistung; 

• die Namen der Arbeitskräfte und deren 
Berufs-, Lohn- oder Gehaltsgruppe; 

• die geleisteten Arbeitsstunden je Ar-
beitskraft, gegebenenfalls aufgegliedert 
nach Mehr-, Nacht-, Sonntags- und Fei-
ertagsarbeit sowie nach im Verrech-
nungssatz nicht enthaltenen Erschwer-
nissen; 

• die Gerätekenngrößen. 
 

6.2  
Die Unterzeichnung von Stundenlohn-zet-
teln gilt nicht als Anerkenntnis des AG hin-
sichtlich der in diesen Zetteln enthaltenen 
Leistungen. Dem AG bleibt die Prüfung vor-
behalten, ob die Leistungen tatsächlich aus-
geführt wurden und ob es sich um Stunden-
lohn- oder Vertragsarbeiten handelt. Die Re-
gelungen des § 15 Absatz 3 Satz 3-5 VOB/B 
finden keine Anwendung.  
 
 

7 Zahlungsbedingungen  
 
7.1  
Der AN ist berechtigt, jeweils als „Teilrech-
nung“ zu bezeichnende Abschlagsrechnun-
gen zu stellen. Die Bezeichnung als „Teil-
rechnung“ hat interne buchhalterische 
Gründe und ändert nichts am rechtlichen 
Charakter als Abschlagsrechnung i.S.d. § 
632a BGB bzw. § 16 Absatz 1 VOB/B. In den 
betreffenden Abschlagsrechnungen sind die 
abgerechneten und damit erbrachten Leis-
tungen für den AG prüfbar, d.h. übersichtlich 
und nachvollziehbar, abzurechnen. Aus den 
Rechnungen muss hervorgehen, welche 
Leistungen durch den AN im Zeitpunkt der 
Rechnungsstellung erbracht wurden. Die 
Mehrwertsteuer ist separat auszuweisen.  

 
7.2  
Nach Fertigstellung der Leistungen, Über-
gabe der Dokumentation sowie Abnahme ist 
der AN binnen vier Wochen zur Vorlage ei-
ner prüffähigen Schlussrechnung berechtigt 
und verpflichtet. Mit der Schlussrechnung ist 
der AN auch zur Vorlage sämtlicher zur Prü-
fung der Schlussrechnung erforderlichen Ar-
beitsergebnisse und sonstigen Unterlagen 
verpflichtet. Bereits geleistete Zahlungen 
sind in der Schlussrechnung unter Ausweis 
der jeweiligen Leistung, für die diese Zahlun-
gen erbracht worden sind, aufzulisten.  
 
7.3  
Der Anspruch auf Schlusszahlung wird als-
bald nach Prüfung und Feststellung fällig, 
spätestens innerhalb von 30 Tagen nach Zu-
gang der prüffähigen Schlussrechnung. Die 
Schlussrechnung gilt als prüffähig, wenn der 
AG nicht innerhalb von 30 Tagen nach Zu-
gang der Schlussrechnung begründete Ein-
wendungen gegen ihre Prüffähigkeit erho-
ben hat. 
 
7.4  
Der AN hat im Falle einer Überzahlung den 
zu viel erhaltenen Betrag und die aus diesem 
Betrag abzüglich der darin enthaltenen Um-
satzsteuer vom Empfang der Zahlung an tat-
sächlich gezogenen Nutzungen herauszuge-
ben. Er kann sich nicht auf den Wegfall der 
Bereicherung gemäß § 818 Abs. 3 BGB beru-
fen.  
 
7.5  
Der AG ist nicht verpflichtet, Sicherheitsein-
behalte zu verzinsen oder auf ein Sperrkonto 
einzubezahlen. 
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8 Regelungen für Abrechnung 
 
Sofern die Vertragspartner nicht etwas an-
deres vereinbart haben, kann der AG wäh-
len, ob die Abrechnung über PDF-Verfahren 
oder über Papierrechnung erfolgt. Ergän-
zend gelten die Regelungen des Lieferanten-
Handbuchs (http://www.lufthan-
sagroup.com/de/lieferanten). 
 
8.1 Inhalt von Rechnungen 
 
Der Inhalt einer Rechnung muss den gelten-
den gesetzlichen Anforderungen entspre-
chen, insbesondere muss diese für den AG 
prüfbar sein. Für jede Bestellung ist eine je-
weils separate Rechnung zu erstellen. Die 
Rechnungswährung muss der Bestellwäh-
rung entsprechen. Die Darstellung der Rech-
nungsdaten hat entsprechend der Struktur 
der Bestellung zu erfolgen.  
Die Rechnungsdaten müssen als Bezug die 
Projektbezeichnung, die Bestellnummer und 
das Bestelldatum enthalten. Die Rechnungs-
positionsdaten müssen als Bezug die Bestell-
positionsnummern enthalten, die Leistungs-
beschreibung und die Mengenangabe mit 
Einzel- und Positions-preis, sofern kein Pau-
schalpreis vereinbart ist. 
 
Sofern in Ausnahmefällen keine Bestellung 
vorliegt, müssen zusätzlich mindestens noch 
die Abteilung und der Name des AG enthal-
ten sein und die Rechnungsstellung erfolgt 
in diesem Fall in Euro. Für den Fall der Nicht-
berücksichtigung behält sich der AG das 
Recht vor, die Rechnung zurückzuweisen. 
Die Rechnungsstellung erfolgt grundsätzlich 
nach Leistungserbringung. Im Falle einer ab-
rechenbaren Teilleistung muss die Rechnung 

einen entsprechenden Hinweis enthalten 
(Abschlagsrechnung). Ggf. vereinbarte An-
zahlungen sind in der Rechnung entspre-
chend zu kennzeichnen.  
 
8.2 Reisekosten  
 
Mit dem AG abgestimmte, projektspezifisch 
erforderliche Reisen, die der AN zu Orten 
vornimmt, die mehr als 200 km vom Ort des 
Bauvorhabens entfernt sind, erstattet der 
AG wie folgt: Von den Reisekosten erfasst 
sind grundsätzlich Flugkosten auf Fluggerät 
der Lufthansa Economy Class, Bahnfahrten 
zweite Klasse, Kilometer-Pauschale für Kfz 
0,30 €/km, Leihwagenkosten bei Nutzung im 
Nahbereich des Einsatzortes max. 36,00 
€/Tag, bei Nutzung im Langstreckenbereich 
max.  
66,00 €/Tag zzgl. Treibstoff, Hotelkosten im 
deutschen Viersternestandard, Kosten für 
öffentliche Verkehrsmittel und Taxi-kosten 
in erforderlichem Umfang vom Flughafen / 
Bahnhof zur Arbeitsstätte gemäß Nachweis. 
 
 

9 Vertragsstrafe 
 
Die Parteien haben für die Bauausführung 
verbindliche Fristen (Vertragsfristen) im 
Sinne des § 5 Absatz 1 VOB/B vereinbart. 
Diese Fristen sind dem Auftragsschreiben zu 
entnehmen und sind für die Vertragsstrafe 
wegen schuldhafter Überschreitung des Fer-
tigstellungstermins oder einzelner Zwi-
schentermine maßgeblich. 
 
 
 

9.1 Vertragsstrafe Fertigstellungstermin 
 
Gerät der AN mit dem vereinbarten Fertig-
stellungstermin in Verzug, so ist er verpflich-
tet, für jeden Werktag der verschuldeten 
Überschreitung des Fertigstellungstermins 
0,1 % Vertragsstrafe zu zahlen. Bemessungs-
grundlage der Vertragsstrafe in Höhe von 
0,1 % ist dabei zunächst die von der AG ge-
prüfte Schlussabrechnungssumme zzgl. der 
jeweils gesetzlich gültigen Umsatzsteuer. Ei-
nigen sich die Parteien auf eine hiervon ab-
weichende Schlussabrechnungssumme oder 
wird eine hiervon abweichende Schlussab-
rechnungssumme rechtskräftig festgestellt, 
ist diese maßgeblich. 
 
Die Vertragsstrafe wird auf maximal 5 % der 
insoweit maßgeblichen Schlussabrech-
nungssumme zzgl. der jeweils gesetzlich gül-
tigen Umsatzsteuer begrenzt. 
 
9.2 Vertragsstrafe Zwischentermine 
 
Wenn die Parteien einen Zwischentermin 
oder mehrere Zwischentermine vereinbart 
haben, werden zur Terminabsicherung fol-
gende Festlegungen getroffen: 
 
Gerät der AN mit einem oder mit mehreren 
vereinbarten Zwischenterminen in Verzug, 
so ist er verpflichtet, für jeden Werktag der 
verschuldeten Überschreitung eines Zwi-
schentermins 0,1 % des Vergütungsan-
spruchs zzgl. der jeweils gesetzlich gültigen 
Umsatzsteuer für die Teilleistungen, die bis 
zu dem jeweiligen Zwischentermin geschul-
det sind, zu zahlen. Die Vertragsstrafe für die 
verschuldete Überschreitung eines Zwi-
schentermins wird auf insgesamt maximal 5 

% des Vergütungsanteils zzgl. der jeweils ge-
setzlich gültigen Umsatzsteuer für die Teil-
leistungen, die bis zu dem jeweiligen Zwi-
schentermin geschuldet waren, begrenzt. 
 
Wegen Überschreitungen von Zwischen-ter-
minen bereits verwirkte Vertragsstrafen 
entfallen nachträglich, sofern der AN den-
noch den vereinbarten Fertigstellungster-
min einhält und die Überschreitung der Zwi-
schentermine beim AG nicht zu einem Scha-
den geführt hat. 
 

9.3 Keine Kumulierung 
 
Eine Kumulierung einzelner Vertragsstrafen 
findet nicht statt. Sofern mehrere Vertrags-
termine (Fertigstellungstermin, ein oder 
mehrere Zwischentermine) schuldhaft über-
schritten werden, wird eine auf einen oder 
auf mehrere vorangehende Zwischenter-
mine verwirkte Vertragsstrafe auf eine nach-
folgend verwirkte Vertragsstrafe angerech-
net. Die Vertragsstrafe wird daher insgesamt 
begrenzt auf maximal 5 % der Schlussab-
rechnungssumme gemäß Ziffer 9.1 zzgl. der 
jeweils gesetzlich gültigen Umsatzsteuer so-
wie auf insgesamt maximal 0,1 % der 
Schlussabrechnungssumme gemäß Ziffer 9.1  
zzgl. der jeweils gesetzlich gültigen Umsatz-
steuer pro Werktag. 
 
9.4 Schadenersatzansprüche 
 
Schadensersatzansprüche der Auftraggebe-
rin wegen der schuldhaft verursachten 
Überschreitung des Fertigstellungstermins 
und eines oder mehrerer Zwischentermine 
bleiben neben der Vertragsstrafe vorbehal-
ten. Eine angefallene Vertragsstrafe wird auf 

http://www.lufthansagroup.com/de/lieferanten
http://www.lufthansagroup.com/de/lieferanten
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solche Schadensersatzansprüche angerech-
net. 
 
9.5 Änderung von Vertragsterminen nach 

Vertragsabschluss 
 
Sofern sich Vertragstermine verschieben - 
ohne dass damit eine durchgreifende Neu-
ordnung des Bauablaufs oder des gesamten 
Terminplans verbunden ist -, etwa aufgrund 
von Behinderungen oder Unterbrechungen 
gemäß § 6 VOB/B oder weil die Vertragspar-
teien einvernehmlich einen oder mehrere 
neue Vertragstermine festlegen, gelten die 
vorstehenden Vertragsstrafenregelungen 
auch für einen neuen Fertigstellungstermin 
und für einen oder mehrere neue Zwischen-
termine, ohne dass es hierzu einer ausdrück-
lichen Vereinbarung der Vertragsparteien 
bedarf. 
 
9.6 Vorbehalt der Vertragsstrafe 
 
Die Vertragsstrafe braucht nicht bereits bei 
der Abnahme vorbehalten zu werden. Sie 
kann noch bis zur Schlusszahlung geltend ge-
macht und insbesondere von der Schluss-
zahlung abgezogen werden 
 
 

10 Einsatz von Nachunternehmern 
 
10.1  
Der AN hat die Leistung grundsätzlich im ei-
genen Betrieb auszuführen. Mit schriftlicher 
Zustimmung des AG darf der AN die Leistun-
gen jedoch auch an Nachunternehmer über-
tragen. Die Zustimmung ist nicht notwendig 
bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auf-
tragnehmers nicht eingerichtet ist. Erbringt 

der AN ohne schriftliche Zustimmung des AG 
Leistungen nicht im eigenen Betrieb, obwohl 
sein Betrieb darauf eingerichtet ist, kann der 
AG ihm eine angemessene Frist zur Auf-
nahme der Leistung im eigenen Betrieb set-
zen und erklären, dass er nach fruchtlosem 
Ablauf der Frist den Vertrag kündigen 
werde. 
 
10.2  
Stellt der AG während der Dauer des Ver-
tragsverhältnisses Gründe fest, die es wenig 
wahrscheinlich erscheinen lassen, dass der 
Nachunternehmer die Vertragspflichten ver-
lässlich erfüllen wird, kann er vom AN ver-
langen, dass dieser den Nachunternehmer 
austauscht. 
 
 
10.3  
Der AN sorgt dafür, dass die in diesen 
AVB_Bau geregelten Verpflichtungen des 
AN auch von den von ihm eingesetzten 
Nachunternehmern eingehalten werden. 
 
 

11 Abnahme der Leistungen des  
Auftragnehmers 

 
11.1  
Nach Fertigstellung sämtlicher Leistungen 
des AN findet gemäß § 12 Absätze 1 und 4 
VOB/B eine förmliche Abnahme statt.  
 
11.2  
Über die Abnahme wird von beiden Ver-
tragspartnern gemeinsam ein Abnahmepro-
tokoll gefertigt, in das die Feststellungen 
und Erklärungen der Vertragspartner aufge-
nommen werden.  

 
11.3  
Eine Abnahme aufgrund Fertigstellungsmit-
teilung des AN ist ausdrücklich ausgeschlos-
sen. Weiterhin sind die in § 12 Absatz 5 
VOB/B vorgesehenen sowie sämtliche ande-
ren Möglichkeiten einer fiktiven oder kon-
kludenten Abnahme ausgeschlossen. Hier-
von ausgenommen ist die Abnahmefiktion 
gemäß § 640 Abs. 2 BGB. 
 
11.4  
Teilabnahmen sind ausgeschlossen, sofern 
die Parteien nicht ausdrücklich etwas ande-
res vereinbaren.  
 
11.5  
Bis zur Abnahme nicht mehr sichtbare oder 
unzugängliche Teilleistungen im Sinne des § 
4 Absatz 10 VOB/B sind dem AG mindestens 
15 Werktage vor ihrer jeweiligen Fertigstel-
lung schriftlich anzuzeigen und auf schriftli-
ches Verlangen einer der Vertragspartner 
bis spätestens zum angezeigten Fertigstel-
lungstermin gemeinsam zu überprüfen. 
Hierüber ist ein schriftliches Protokoll zu er-
stellen. Die Rechtswirkungen einer rechtsge-
schäftlichen Abnahme werden mit dieser 
Zustandsfeststellung nicht ausgelöst. 
 
11.6  
Der AN hat die abnahmereife Fertigstellung 
der Vertragsleistung schriftlich anzuzeigen 
und die Abnahme zu beantragen.  
 
11.7  
Der AG ist berechtigt, die Abnahme bei Vor-
liegen wesentlicher Mängel zu verweigern. 
Als wesentlicher Mangel im Sinne des § 12 
Absatz 3 VOB/B bzw. § 640 BGB gilt auch, 

wenn eine Anzahl von Mängeln, die ihrer-
seits das Merkmal der Wesentlichkeit nicht 
erfüllen, zu potentiellen Beseitigungskosten 
(netto) führen, die in Summe 3 % des Wer-
tes, den der Auftragnehmer bis zur Ab-
nahme insgesamt abgerechnet hat, errei-
chen oder überschreiten  
 
11.8  
Nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß 
vorgelegte Dokumentationen oder Revisi-
onsunterlagen berechtigen die Auftraggebe-
rin zur Abnahmeverweigerung, wenn durch 
die nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsge-
mäß vorgelegten Dokumentationen oder 
Revisionsunterlagen die Ingebrauchnahme 
der Leistung des Auftragnehmer unmöglich 
gemacht oder wesentlich erschwert wird 
oder durch die Inbetriebnahme Schäden 
drohen. 
 
11.9  
Der AG behält sich das Recht vor, vor der 
rechtsgeschäftlichen Abnahme gemäß  
§ 12 VOB/B eine Begehung mit dem AN zur 
Überprüfung der Übereinstimmung der Leis-
tungen mit der vereinbarten Beschaffenheit 
und den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik durchzuführen (technische Vorab-
nahme).  
 
11.10  
Für alle haustechnischen Anlagen, deren un-
eingeschränkte Funktionsfähigkeit erst im 
Dauerbetrieb überprüft werden kann, ist, 
wenn die Anlage im Normalbetrieb nach In-
betriebnahme zwei Monate mängelfrei ge-
arbeitet hat, eine Nachabnahme durchzu-
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führen. Die Beweislast für die Mängelfrei-
heit der Anlage verbleibt bis zur Nachab-
nahme beim AN. 
 
11.11  
Der AG kann weiterhin jeweils vor Ablauf ei-
ner Gewährleistungsfrist eine Besichtigung 
der betreffenden Leistungen mit dem AN 
verlangen, die in der Regel innerhalb von 6 
Monaten vor Gewährleistungsablauf statt-
findet. Der AN trägt seine dafür anfallenden 
Kosten selbst. 
 
 

12 Ansprüche wegen Mängeln /  
Verjährung 

 
12.1  
Die Mängelansprüche des AG richten sich 
nach den Vorschriften der VOB/B, soweit 
nachfolgend nichts anderes geregelt ist.  
 
12.2  
Abweichend von den Vorschriften der 
VOB/B beträgt die Verjährungsfrist für Män-
gelansprüche für sämtliche Liefe-rungen 
und Leistungen fünf Jahre ab dem Zeitpunkt 
der Abnahme.  
 
12.3  
Der AN verpflichtet sich, bereits während 
der Bauzeit aufgetretene Mängel sofort 
nach Kenntnisnahme, spätestens nach Auf-
forderung durch den AG unverzüglich zu be-
seitigen. Der AG kann Mängel auch bereits 
vor Abnahme auf Kosten des AN beseitigen 
lassen, wenn der AN der Aufforderung zur 
Mängelbeseitigung in einer vom AG gesetz-
ten angemessenen Frist nicht nachkommt. 
Einer (Teil-)Kündigung bedarf es nicht. Der 

Auftraggeber hat das Recht, alternativ auch 
nach § 4 Absatz 7 i. V. m. § 8 Absatz 3 auch 
in Form einer Teilkündigung gemäß § 648 a 
Abs. 2 BGB vorzugehen. 
 
12.4  
Der AN kann sich nicht darauf berufen, die 
eigenen Leistungen seien nicht oder nicht 
ausreichend durch den AG überwacht wor-
den. Eine Haftung des AN wird im Übrigen 
nicht dadurch ausgeschlossen oder einge-
schränkt, dass vom AN vorgelegte Arbeitser-
gebnisse vom AG oder einem Dritten geprüft 
oder genehmigt worden sind. 
 
 

13 Kündigung 
 
13.1  
Für die Kündigung des Vertragsverhältnisses 
gelten grundsätzlich die §§ 8 und 9 VOB/B 
bzw. die einschlägigen Bestimmungen der 
§§ 648 und 648a BGB  
 
13.2  
Neben den in § 8 VOB/B genannten Kündi-
gungsgründen ist der AG zur Kündigung aus 
wichtigem Grund insbesondere dann be-
rechtigt, wenn 
 

• für den AG die Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses nicht mehr 
zumutbar ist, weil der AN den Ver-
tragszweck gefährdet, die Ver-
tragserfüllung grundlos endgültig 
verweigert, die bisher erbrachten 
Teilleistungen schwerwiegende 
Mängel aufweisen oder durch den 
AN sonstige Vertragsverletzungen 

von so erheblichem Gewicht vor-
liegen, dass das Vertrauen des AG 
in die Leistungsfähigkeit und Leis-
tungsbereitschaft des AN nach-
haltig gestört ist; 

• der AN Personen, die auf Seiten-
des AG mit der Vorbereitung, dem 
Abschluss oder der Durchführung 
des Auftrags befasst sind oder 
ihnen nahestehenden Personen 
einen Vorteil dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, dass sie ihn 
bei der Vergabe von Bauleistun-
gen des AG bevorzugen. Solchen 
Handlungen des AN stehen Hand-
lungen von Personen gleich, die 
von ihm bevollmächtigt, beauf-
tragt oder für ihn tätig sind. Dabei 
ist es gleichgültig, ob solche Vor-
teile unmittelbar den Personen 
oder in deren Interesse einem 
Dritten angeboten oder verspro-
chen wurden; 

• der AN gegen Bestimmungen des 
Gesetzes zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit, des Arbeitnehmer-
entsendegesetzes, des Mindest-
lohngesetzes und/oder des SGB IV 
verstößt und derartige Verstöße 
trotz schriftlicher Aufforderung 
mit Fristsetzung und Androhung 
der Kündigung nicht unterlässt; 

• der AN gegen die in Ziffern 20 bis 
25 aufgeführten Standards ver-
stößt; es der AN versäumt, die Be-
triebshaftpflichtversicherung 
gem. Ziffer 14 abzuschließen, 
diese vor dem Zeitpunkt der Ab-
nahme seiner Leistungen durch 

den AG erlischt bzw. der AN es ver-
säumt, auf Verlangen des AG den 
vereinbarten Versicherungsschutz 
oder dessen Aufrechterhaltung 
nach Nachfristsetzung nachzuwei-
sen; 

 
13.3  
Sofern der AG zur Kündigung der Leistungen 
des AN berechtigt ist, kann er anstelle der 
Gesamtleistung oder eines in sich abge-
schlossenen Teil der vertraglichen Leistung 
auch einen abgrenzbaren Teil des geschul-
deten Werks gemäß § 648a Abs. 2 BGB teil-
kündigen. 
 
13.4  
Im Falle einer Kündigung oder sonstigen Be-
endigung des Vertrages hat der AN seine 
Leistung so abzuschließen, dass der AG die 
Leistung ohne Schwierigkeiten übernehmen 
und die Weiterführung derselben durch ei-
nen Dritten veranlassen kann. Die Vertrags-
partner verpflichten sich dabei dazu, den er-
reichten Leistungsstand in einem gemeinsa-
men Aufmaß festzustellen. Die Abrechnung 
der tatsächlich bis zum Zugang der Kündi-
gung erbrachten Leistungen erfolgt auf der 
Grundlage des gemeinsamen Aufmaßes der  
Parteien (vgl. § 648a Abs. 4 BGB).  
 
13.5  
Kündigt eine Vertragspartei aus wichtigem 
Grund, ist der Unternehmer nur berechtigt, 
die Vergütung zu verlangen, die auf den bis 
zur Kündigung erbrachten Teil des Werks 
entfällt. Die Berechtigung, Schadensersatz 
zu verlangen, wird durch die Kündigung 
nicht ausgeschlossen. 
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13.6  
Jede Kündigung muss schriftlich erfolgen. 
 

14 Haftung, Versicherungen 
 
14.1  
Die Gefahrtragung regelt sich nach § 644 
BGB. § 7 VOB/B wird ausgeschlossen.  
 
14.2  
Der AN erklärt, dass er eine Betriebshaft-
pflichtversicherung, die alle aus der Erfül-
lung des Auftrages und der Besonderheit der 
Baustelle sich ergebenden Risiken abdeckt, 
mit folgenden Versicherungssummen (je-
weils zweifach maximiert pro Versicherungs-
jahr) abgeschlossen hat: 
 

• Personenschäden:  
2.500.000,00 EUR 

• Sach- und Vermögensschäden:  
2.500.000,00 EUR 

 
Diese Versicherung ist bis zur Übergabe und 
Fertigstellung des Bauvorhabens aufrecht zu 
erhalten. Der AN hat die Erfüllung dieser 
Verpflichtung nachzuweisen.  
 
14.3  
Der AN ist zur unverzüglichen schriftlichen 
Anzeige verpflichtet, wenn und soweit Ver-
sicherungsschutz in der abgeschlossenen 
bzw. vereinbarten Höhe nicht mehr besteht 
oder in Frage gestellt ist. Daneben werden 
ohne Nachweis des mit dem AG vereinbar-
ten oder aufrechterhaltenen Versicherungs-
schutzes weitere Werklohnansprüche des 
AN nicht fällig. 
 
 

15 Sicherheiten 
 
15.1 Vertragserfüllungssicherheit 
 
15.1.1 
Der AN hat dem AG für die für die vertrags- 
und fristgerechte Erfüllung seiner Verpflich-
tungen aus dem Vertrag (einschließlich zu-
künftig vereinbarten oder angeordneten Än-
derungen im Sinne der Ziff. 5 dieses Vertra-
ges oder sonstigen zukünftigen Änderungen 
oder Ergänzungen des Vertrags) Sicherheit 
in Höhe von 10 Prozent der bei Vertragsab-
schluss vereinbarten Auftragssumme zzgl. 
der jeweils gesetzlich gültigen Umsatzsteuer 
zu leisten. 
 
Die Sicherheit für die Vertragserfüllung er-
streckt sich insbesondere auf  
 

• sämtliche sich aus diesem Vertrag 
ergebenden Ansprüche des AG ge-
genüber dem AN, z.B. wie z.B. die 
vertragsgemäße Leistungserbrin-
gung, Ansprüche aus ungerecht-
fertigter Bereicherung, Geschäfts-
führung ohne Auftrag; 

• Schadenersatzansprüche (auch 
Schadenersatz statt der Leistung, 
wegen Pflichtverletzung, wegen 
Verschulden bei Vertragsverhand-
lungen); 

• Ansprüche wegen Mängeln, falls 
diese bis zur Abnahme bestehen 
oder entstehen; 

• Erstattung von Überzahlungen 
einschließlich der Zinsen; 

• Freistellungs- und Regressansprü-
che des AG wegen der Inanspruch-
nahme durch Dritte, soweit dies 

auf pflichtwidriges Verhalten des 
AN oder dessen Nachunterneh-
mer zurückzuführen ist. Umfasst 
sind davon z.B. die Absicherung 
der Inanspruchnahme wegen 
Nichtzahlung des Mindestentgelts 
(§ 14 AEntG), wegen Nichtzahlung 
der Beiträge zur Urlaubskasse (§ 
14 AEntG) bzw. wegen Nichtzah-
lung der Sozialversicherungsbei-
träge (§ 28e Abs. 3a-f SGB IV) so-
wie wegen Verstößen gegen das 
Mindestlohngesetz; 

• Ansprüche aus Vertragsstrafe.  
 
Stellt der AN die Sicherheit für die Ver-
tragserfüllung binnen zwei Wochen nach 
Vertragsabschluss weder durch Hinterle-
gung noch durch Vorlage einer Bürgschaft 
nach Maßgabe der Ziff. 15.1.3, so ist der AG 
berechtigt, fällig werdende Abschlagszah-
lungen so lange - notfalls jeweils in voller 
Höhe - einzubehalten, bis die vereinbarte Si-
cherheitssumme erreicht ist. Der AN ist be-
rechtigt den Einbehalt durch Hinterlegung 
oder Vorlage einer Bürgschaft nach Maß-
gabe der Ziff. 15.1.3 abzulösen. 
 
15.1.2 
Erhöht sich der Vergütungsanspruch infolge 
einer vereinbarten oder angeordneten Än-
derung im Sinne der Ziff. 5 oder infolge sons-
tiger Änderungen oder Ergänzungen des 
Vertrags um mehr als 10 %, ist dem AG bei 
der nächsten Abschlagszahlung eine weitere 
Sicherheit in Höhe von 10 % des zusätzlichen 
Vergütungsanspruchs zu leisten, so dass die 
Vertragserfüllungssicherheit insgesamt 10 % 
der erhöhten Gesamtauftragssumme zzgl. 

der jeweils gesetzlich gültigen Umsatzsteuer 
beträgt. 
 
Stellt der AN die weitere Sicherheit weder 
durch Hinterlegung noch durch eine Bürg-
schaft nach Maßgabe der Ziff.15.1.3, so ist 
die Auftraggeberin berechtigt, fällig wer-
dende Abschlagszahlungen so lange - not-
falls jeweils in voller Höhe - einzubehalten, 
bis die Sicherheit in Höhe der neuen Ge-
samtauftragssumme zzgl. der jeweils gesetz-
lich gültigen Umsatzsteuer besteht. Der AN 
ist berechtigt den Einbehalt durch Hinterle-
gung oder Vorlage einer Bürgschaft nach 
Maßgabe der Ziff. 15.1.3 abzulösen. 
 
15.1.3  
Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, 
kann der AN das entsprechende Bürg-
schaftsmuster des AG verwenden.  
 
Die Bürgschaft ist von einem in der Bundes-
republik Deutschland zur Erbringung von 
Bankgeschäften zugelassenen Kreditinstitut 
oder Kreditversicherers, das/der die Anfor-
derungen an einen tauglichen Bürgen im 
Sinne von § 239 BGB erfüllt, zu stellen. Eine 
Konzernbürgschaft ist ausgeschlossen. Die 
Bürgschaftsurkunde hat folgende Erklärun-
gen des Bürgen zu enthalten: 
 

• Der Bürge übernimmt für den Auf-
tragnehmer die selbstschuldneri-
sche Bürgschaft nach deutschem 
Recht unter Ausschluss des UN - 
Kaufrechts. 

• die Bürgenhaftung erstreckt sich 
auf die unter Ziff. 15.1.1 angege-
benen Sicherungszwecke, ein-
schließlich aller Verpflichtungen 
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aus zukünftig vereinbarten oder 
angeordneten Änderungen im 
Sinne der Ziff. 5 oder aus sonstigen 
vereinbarten Änderungen oder Er-
gänzungen des Vertrages. 

• Nach Wahl des Bürgen kann der 
Umfang der Bürgenhaftung auch 
auf die unter Ziff. 15.1.1 angege-
benen Sicherungszwecke mit der 
Maßgabe beschränkt werden, 
dass lediglich die Verpflichtungen 
aus bis zur Ausstellung der Bürg-
schaft vereinbarten oder angeord-
neten Änderungen gemäß Ziff. 5 
und aus bis zur Ausstellung der 
Bürgschaft vereinbarten sonstigen 
Änderungen und Ergänzungen des 
Vertrages erfasst sind. 

• Auf die Einrede der Vorausklage 
gemäß § 771 BGB wird verzichtet. 

• Die Bürgschaft ist unbefristet; sie 
erlischt mit der Rückgabe dieser 
Bürgschaftsurkunde. 

• Im kaufmännischen Geschäftsver-
kehr ist ausschließlicher Gerichts-
stand für alle Verbindlichkeiten 
aus dieser Bürgschaft und ihrer 
Gültigkeit Frankfurt am Main, so-
weit es sich nicht um Rechtsstrei-
tigkeiten über nicht vermögens-
rechtliche Ansprüche handelt, die 
den Amtsgerichten ohne Rück-
sicht auf den Wert des Streitge-
genstandes zugewiesen sind oder 
wenn für eine Klage ein anderer 
ausschließlicher Gerichtsstand be-
gründet ist. 

• Der Bürge kann aus dieser Bürg-
schaft nur auf Zahlung von Geld in 
Anspruch genommen werden.  

• Die Hinterlegung des Bürgschafts-
betrages ist ausgeschlossen. 

 
15.1.4 
Möchte der Auftragnehmer die weitere Si-
cherheit im Sinne der Ziff. 15.1.2 durch Bürg-
schaft leisten gilt: 
 
a) 
Hat sich die Auftragssumme erhöht und ist 
die Bürgenhaftung nicht bereits auf alle Ver-
pflichtungen aus zukünftig vereinbarten 
oder angeordneten Änderungen im Sinne 
der Ziff. 5 oder aus sonstigen zukünftigen 
Änderungen oder Ergänzungen des Vertrags 
erstreckt, so hat der Auftragnehmer eine Er-
klärung des bisherigen Bürgen einzuholen, 
wonach die bereits begebene Sicherheit 
auch Verpflichtungen aus den zwischenzeit-
lich vereinbarten oder angeordneten Ände-
rungen gemäß Ziff. 5 oder aus den zwischen-
zeitlich vereinbarten sonstigen Änderungen 
oder Ergänzungen des Vertrages erfasst, al-
lerdings nur bis zur Höhe des bereits ver-
bürgten Höchstbetrages. Daneben hat der 
AN eine weitere Bürgschaft in Höhe von 10 
% des zusätzlichen Vergütungsanspruchs zu 
übergeben. Die weitere Bürgschaft muss 
den Vorgaben dieses § 15.1.3 entsprechen. 
 
b) 
Für den Fall, dass der Bürge nach seiner 
Wahl die Bürgenhaftung bereits auf alle Ver-
pflichtungen aus zukünftig vereinbarten 
oder angeordneten Änderungen im Sinne 
der Ziff. 5 oder aus sonstigen Änderungen 
oder Ergänzungen des Vertrags erstreckt 
hat, hat der Auftragnehmer eine weitere 
Bürgschaft in Höhe von 10 % des zusätzli-
chen Vergütungsanspruchs zu übergeben. 

Die weitere Bürgschaft muss den Vorgaben 
der Ziff. 15.1.3 entsprechen. 
 
c) 
Alternativ zu a) und b) kann der AN eine 
neue Bürgschaft in Höhe von 10 % der er-
höhten Gesamtauftragssumme, Zug um Zug 
gegen Rückgabe der bisher insoweit begebe-
nen Bürgschaft, stellen. Die neue Bürgschaft 
muss den Vorgaben der Ziff. 15.1.3 entspre-
chen und sich auf alle Verpflichtungen aus 
dem Vertrag und auf alle Verpflichtungen 
aus den bis zur Ausstellung der neuen Bürg-
schaft abgerufenen Auftragsstufen, aus den 
bis zur Ausstellung der neuen Bürgschaft 
vereinbarten oder angeordneten Änderun-
gen gemäß Ziff. 5 und aus den bis zur Aus-
stellung der neuen Bürgschaft vereinbarten 
sonstigen Änderungen oder Ergänzungen 
des Vertrages erstrecken.  
 
15.1.5 
Die Vertragserfüllungssicherheit ist unver-
züglich nach der Abnahme Zug um Zug ge-
gen Übergabe einer Sicherheit für Mängel-
ansprüche gemäß Ziff. 15.2 an den AN zu-
rückzugeben, soweit die Vertragserfüllungs-
sicherheit nicht verwertet wurde. Verwer-
tung meint, dass der AG vom Bürgen Zah-
lung aus der Bürgschaft verlangt. Sind zu die-
sem Zeitpunkt Ansprüche des AG, die nicht 
von der gestellten Sicherheit für Mängelan-
sprüche umfasst sind, noch nicht erfüllt, darf 
er für diese Vertragserfüllungsansprüche ei-
nen entsprechenden Teil der Sicherheit zu-
rückbehalten. 
 
 
 

15.2 Sicherheit für Mängelansprüche 
 
15.2.1  
Nach Abnahme hat der AN eine Sicherheit 
für die Erfüllung der ihm aus diesem Vertrag 
(einschließlich vereinbarten oder angeord-
neten Änderungen im Sinne der Ziff. 5 oder 
sonstigen zukünftigen Änderungen oder Er-
gänzungen des Vertrags) obliegenden Ver-
pflichtungen hinsichtlich der Mängelbeseiti-
gung in Höhe von 5 % der Schlussabrech-
nungssumme zzgl. der jeweils gesetzlich gül-
tigen Umsatzsteuer in ihrer objektiv berech-
tigten Höhe einschließlich Nachträge (ohne 
rein bauzeitbezogene Nachtragsansprüche) 
zu stellen. 
 
Die Sicherheit für Mängelansprüche er-
streckt sich auf  
 

• Ansprüche des AG wegen bei 
und/oder nach der Abnahme vor-
liegender Mängel;  

• Ansprüche des AG wegen bei Ab-
nahme vorbehaltenen Restarbei-
ten; 

• sämtliche Ansprüche des AG auf 
Schadenersatz;  

• Ansprüche des AG auf die Erstat-
tung von Überzahlungen ein-
schließlich der Zinsen;  

• Freistellungs- und Regressansprü-
che des AG wegen der Inanspruch-
nahme durch Dritte, soweit dies 
auf pflichtwidriges Verhalten des 
AN oder dessen Nachunterneh-
mer zurückzuführen ist. Umfasst 
sind davon z.B. die Absicherung 
der Inanspruchnahme wegen 
Nichtzahlung des Mindestentgelts 
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(§ 14 AEntG), wegen Nichtzahlung 
der Beiträge zur Urlaubskasse (§ 
14 AEntG) bzw. wegen Nichtzah-
lung der Sozialversicherungsbei-
träge (§ 28e Abs. 3a-f SGB IV) so-
wie wegen Verstößen gegen das 
Mindestlohngesetz. 

 
15.2.2  
Die Sicherheit kann geleistet werden durch 
einen Bareinbehalt von der Schlussrech-
nung, Hinterlegung oder durch eine Bürg-
schaft. Der Auftragnehmer hat die Wahl un-
ter den verschiedenen Arten der Sicherheit; 
er kann eine Sicherheit durch eine andere 
ersetzen. 
 
15.2.3  
Stellt der AN die Sicherheit für Mängelan-
sprüche in Form einer Bürgschaft oder löst 
der AN einen Sicherheitseinbehalt durch 
eine Bürgschaft ab, kann der AN das ent-
sprechende Bürgschaftsmuster des AG ver-
wenden. 
 
Die Bürgschaft ist von einem in der Bundes-
republik Deutschland zur Erbringung von 
Bankgeschäften zugelassenen Kreditinstitut 
oder Kreditversicherers, das/der die Anfor-
derungen an einen tauglichen Bürgen im 
Sinne von § 239 BGB erfüllt, zu stellen. Eine 
Konzernbürgschaft ist ausgeschlossen. Die 
Bürgschaftsurkunde hat folgende Erklärun-
gen des Bürgen zu enthalten: 
 

• Der Bürge übernimmt für den Auf-
tragnehmer die selbstschuldneri-
sche Bürgschaft nach deutschem 
Recht unter Ausschluss des UN- 
Kaufrechts.  

• Die Bürgenhaftung erstreckt sich 
auf alle unter Ziff. 15.2.1 angege-
benen Sicherungszwecke. 

• Auf die Einrede der Vorausklage 
gemäß § 771 BGB wird verzichtet.  

• Die Bürgschaft ist unbefristet; sie 
erlischt mit der Rückgabe dieser 
Bürgschaftsurkunde.  

• Im kaufmännischen Geschäftsver-
kehr ist ausschließlicher Gerichts-
stand für alle Verbindlichkeiten 
aus dieser Bürgschaft und ihrer 
Gültigkeit Frankfurt am Main, so-
weit es sich nicht um Rechtsstrei-
tigkeiten über nicht vermögens-
rechtliche Ansprüche handelt, die 
den Amtsgerichten ohne Rück-
sicht auf den Wert des Streitge-
genstandes zugewiesen sind oder 
wenn für eine Klage ein anderer 
ausschließlicher Gerichtsstand be-
gründet ist. 

• Der Bürge kann aus dieser Bürg-
schaft nur auf Zahlung von Geld in 
Anspruch genommen werden.  

• Die Hinterlegung des Bürgschafts-
betrages ist ausgeschlossen. 

 
15.2.4  
Die Sicherheit für Mängelansprüche ist nach 
Ablauf der Gewährleistungsfrist zurückzuge-
ben. Soweit zu diesem Zeitpunkt vom Auf-
traggeber geltend gemachte Mängelansprü-
che, die von der Sicherheit umfasst sind, 
noch nicht befriedigt sind, darf der Auftrag-
geber einen entsprechenden Teil der Sicher-
heit zurückhalten. 
 

15.3  
Im Übrigen gilt § 17 VOB/B. Der AN hat ins-
besondere das Recht, eine Sicherheit durch 
eine andere zu ersetzen. 
 
15.4  
Der AG ist berechtigt, einen geltend ge-
machten Anspruch des AN aus § 650e BGB 
durch sonstige Sicherheitsleistung, auch 
durch selbstschuldnerische Bankbürgschaft, 
abzuwenden und auch eine etwa bereits ge-
mäß § 650e BGB eingetragene Vormerkung 
oder Hypothek durch eine entsprechende Si-
cherheitsleistung abzulösen (Abwendungs- 
und Austauschbefugnis). Der AG ist vor ge-
planter Inanspruchnahme nach § 650e BGB 
zu befragen, damit er seine Abwendungs- 
und Austauschbefugnis wahrnehmen kann. 
 
 

16 Freistellung gemäß § 48 b EStG 
 
16.1  
Soweit dies nicht schon mit der Angebotsab-
gabe geschehen ist, hat der AN unverzüglich 
nach Vertragsschluss dem AG eine Freistel-
lungsbescheinigung seines zuständigen Fi-
nanzamtes nach § 48 b EStG vorzulegen und 
bei Ablauf der zeitlichen Geltung unaufge-
fordert eine neue Bescheinigung nachzu-
reichen. Der AN verpflichtet sich, jede vom 
zuständigen Finanzamt vorgenommene Än-
derung in Bezug auf die vorgelegte Freistel-
lungsbescheinigung dem AG unverzüglich 
anzuzeigen. 
 
16.2  
Liegt dem AG keine gültige Freistellungsbe-
scheinigung vor, ist der AN verpflichtet, dem 
AG unverzüglich seine Steuernummer, das 

für ihn zuständige Finanzamt und dessen 
Bankverbindung mitzuteilen. Liegt eine Frei-
stellungsbescheinigung nicht vor oder wird 
eine vorgelegte Bescheinigung widerrufen 
oder zurückgenommen, ist der AG zu einem 
der zu entrichtenden Steuer der Höhe nach 
entsprechenden Einbehalt berechtigt. 
 
 

17 Herausgabe von Unterlagen; Urhe-
berrechte 

 
17.1  
Die Projektunterlagen und die vom AN zur 
Erfüllung des Vertrages beschafften oder ge-
fertigten Unterlagen und Leistungen, ein-
schließlich aller Pläne oder Zeichnungen, 
verkörpert oder in elektronischer Form, so-
wie alle auf Datenträgern gespeicherten Do-
kumente und Zeichnungen sind oder wer-
den ohne weitere Vergütung Eigentum des 
AG. Ein Zurückbehaltungsrecht ist, auch bei 
vorzeitiger Beendigung des Vertrages, gleich 
aus welchem Grund diese erfolgt, ausge-
schlossen. Der AN wird nach ordnungsgemä-
ßem Abschluss seiner Leistungen unverzüg-
lich sämtliche Unterlagen, Pläne, Zeichnun-
gen, Modelle, etc. an den AG übergeben. So-
weit die Leistungen des AN urheberrechtlich 
geschützt sind, bleiben die persönlichen Ur-
heberrechte des AN unberührt.  
 
17.2  
Der AG ist berechtigt, die vom AN ausgear-
beiteten Unterlagen auch dann für die 
Durchführung des Bauvorhabens zu verwen-
den, wenn dem AN nur einzelne der in die-
sem Vertrag ausgeführten Leistungen über-
tragen werden oder das Vertragsverhältnis 
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vorzeitig und gleich aus welchem Grund be-
endet wird.  
 
17.3  
Der AG darf die Unterlagen einschließlich 
Daten auf Datenträgern für das vertragsge-
genständliche Projekt ohne Mitwirkung des 
AN nutzen, ändern, entstellen und verwer-
ten. Dasselbe gilt auch für das ausgeführte 
Werk. Der AG ist außerdem berechtigt, das 
Projekt nach seiner Fertigstellung ohne Mit-
wirkung des AN ständig zu modernisieren 
und/oder in sonstiger Weise den aktuellen 
Erfordernissen anzupassen. Dies gilt auch 
dann, wenn hierdurch wesentliche Änderun-
gen am Bauwerk vorgenommen werden 
müssen, das Bauwerk oder Teile hiervon we-
sentlich um- oder neugestaltet, entstellt 
oder vernichtet werden. Der AN hat das 
Recht, angehört zu werden, bevor das Bau-
werk geändert und dabei in das Urheberper-
sönlichkeitsrecht des AN eingegriffen wird. 
 
17.4  
Der AG ist berechtigt, diese Rechte auf Dritte 
zu übertragen.  
 
17.5  
Der AG hat das Recht zur Veröffentlichung 
des nach den Plänen des AN errichteten 
Bauwerks. Der AN hat das Recht, dass sämt-
liche Unterlagen oder Modelle mit seinem 
Namen versehen werden.  
 
17.6  
Der AN sichert dem AG zu, dass seine zu er-
bringenden Leistungen frei von Rechten 
Dritter sind und stellt den AG von möglichen 
Ansprüchen Dritter wegen der Verletzung 
von Urheber- und Leistungsschutzrechten 

oder sonstigen Rechten frei. Soweit der AN 
daher Dritte mit der Erbringung vertragsge-
genständlicher Leistungen beauftragt hat, 
gewährleistet der AN dem AG das uneinge-
schränkte Nutzungsrecht an diesen (gegebe-
nenfalls urheberrechtlich geschützten) Leis-
tungen und verpflichtet sich, mit den Dritten 
entsprechende vertragliche Regelungen zu 
vereinbaren. Durch die Übertragung der 
Nutzungsrechte bleibt das Urheberpersön-
lichkeitsrecht des AN oder des von ihm be-
auftragten Dritten unangetastet. 
 
17.7  
Sämtliche Veröffentlichungen über das Bau-
vorhaben oder zu einzelnen Bauleistungen 
sind nur nach schriftlicher Zustimmung des 
AG zulässig. 
 
17.8  
Mit dem vereinbarten Preis sind sämtliche 
Ansprüche des AG im Zusammenhang mit 
der Übertragung der urheberrechtlichen 
Nutzungs-, Verwertungs- und Änderungsbe-
fugnisse, zeitlich unbeschränkt und unbefris-
tet, enthalten und damit abgegolten. 
 
 

18 Abtretung, Aufrechnung, Zurückbe-
haltungsrecht 

 
18.1  
Der AN ist nicht berechtigt, ohne Zustim-
mung des AG Ansprüche aus diesem Vertrag 
an Dritte abzutreten. Die Zustimmung darf 
der AG nur aus wichtigem Grund verwei-
gern. Ohne die erforderliche Zustimmung 
erfolgte Abtretungen sind unwirksam. Ist im 
Falle einer verweigerten Zustimmung die 
Abtretung einer Geldforderung gemäß 

§ 354a HGB dennoch wirksam, hat der AN 
dem AG alle eventuell in Zusammenhang mit 
der Abtretung entstehenden Mehrkosten zu 
ersetzen. 
 
18.2  
Der AN kann nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderungen 
aufrechnen. Das Recht des AN zur Aufrech-
nung besteht jedoch unbeschränkt, wenn 
die aufgerechnete Forderung des AN mit der 
Hauptforderung synallagmatisch verknüpft 
ist.  
 
18.3  
Die Geltendmachung von Zurückbehaltungs-
rechten wegen Forderungen, die sich außer-
halb dieses Vertragsverhältnisses ergeben, 
ist seitens des AN ausgeschlossen. Der AG 
kann Zurückbehaltungsrechte auch wegen 
Forderungen geltend machen, die ihren Ur-
sprung außerhalb dieses Vertragsverhältnis-
ses haben.  
 
18.4  
Macht der AN von einem vermeintlichen 
Leistungsverweigerungsrecht bzw. Zurück-
behaltungsrecht Gebrauch, so ist der AG sei-
nerseits berechtigt, die Geltendmachung 
des Zurückbehaltungsrechts durch Sicher-
heitsleistungen in Höhe des geforderten Be-
trages abzuwenden. Die Kosten der Sicher-
heit sind vom AN zu tragen, wenn die Aus-
übung des Zurückbehaltungsrechts nicht be-
rechtigt war. Die Sicherheitsleistung wird 
durch Bürgschaft geleistet. 
 
 
 
 

19 Rechtsnachfolge / Vertrag  
zugunsten Dritter / baufachliche Be-
gleitung 

 
19.1  
Die Vertragspartner vereinbaren, dass der 
AG berechtigt ist, die Rechte und Pflichten 
aus dem Vertragsverhältnis in ihrer Gesamt-
heit oder in Teilen an ein verbundenes Un-
ternehmen, ein Joint-Venture, eine Beteili-
gungsgesellschaft oder eine die Projektie-
rung, Planung und Errichtung des Bauvorha-
bens finanzierende Gesellschaft abzutreten. 
Der AN stimmt dieser Abtretung hiermit be-
reits jetzt zu. Sie wird zum Stichtag des Zu-
gangs der Mitteilung des AG an den AN über 
die erfolgte Abtretung wirksam. 
 
19.2  
Das Vertragsverhältnis begründet für die mit 
dem AG verbundenen Unternehmen, die in 
die Auftragsabwicklung bekanntermaßen 
einbezogen sind, auch eigene Rechte gegen-
über dem AN (Vertrag zugunsten Dritter).  
 
 

20 Schwarzarbeitsgesetz /  
Arbeitnehmerentsendegesetz / SGB 

 
20.1  
Der AN verpflichtet sich, die gesetzlichen 
Bestimmungen zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit, das Arbeitnehmerentsende-
gesetz, das Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz, das Mindestlohngesetz und die Bestim-
mungen des Sozialversicherungsrechts, ins-
besondere zur Abführung der Beiträge, zu 
beachten und insbesondere seinen Arbeit-
nehmern Arbeitsentgelt mindestens in Höhe 
des jeweils gültigen Mindestlohns bzw. des 
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tarifvertraglichen Mindestentgelts zu zahlen 
und Beiträge zu den gemeinsamen Einrich-
tungen der Tarifparteien zu leisten und auch 
nur solche Nachunternehmer oder sonstige 
Dritte zu beschäftigten, die sich hierzu eben-
falls verpflichten. 
  
20.2  
Der AN hat fortlaufend Listen über die von 
ihm und seinen Nachunternehmern auf der 
Baustelle eingesetzten Beschäftigten zu füh-
ren. Der AN hat dafür zu sorgen, dass alle in 
seinem und im Auftrag seiner Nachunter-
nehmer auf der Baustelle Tätigen  
jederzeit Personal- und Sozialversicherungs-
ausweis bei sich führen. Der AG  
behält sich entsprechende Kontrollen vor. 
Auf Verlangen des AG sind ihm Listen und 
Nachweise, dass die entsprechenden Sozial-
versicherungsbeiträge abgeführt worden 
sind, vorzulegen. 
 
20.3  
Der AN verpflichtet sich, den AG von allen 
Ansprüchen der Arbeitnehmer des AN, der 
Arbeitnehmer seiner Nachunternehmer und 
allen Arbeitnehmern aller weiteren nachge-
ordneten Nachunternehmer und etwaiger 
Verleiher und der Sozialkassen gemäß § 14 
Arbeitnehmerentsendegesetz, § 28 e Abs. 3 
a-f SGB IV und weiterer eine Haftung anord-
nenden  
gesetzlichen Vorschriften freizustellen. 
Verstößt der AN gegen die genannten ge-
setzlichen Verpflichtungen, berechtigt dies 
den AG zur Kündigung aus wichtigem Grund, 
ohne dass es einer Kündigungsandrohung 
bedarf. Das Gleiche gilt, wenn ein Nachun-
ternehmer des AN  

wiederholt gegen diese Verpflichtungen ver-
stößt. 
 
 

21 Abwerbungsschutz 
 
Beide Vertragspartner verpflichten sich, kei-
nen derzeitigen Mitarbeiter oder eine sonst 
vertraglich verpflichtete Person des anderen 
Vertragspartners mittelbar oder unmittelbar 
abzuwerben, sofern diese mit Leistungen 
aus dem Vertrag betraut ist.  
 
 

22 Geheimhaltung und Datenschutz 
 
22.1  
Die Vertragspartner vereinbaren Stillschwei-
gen hinsichtlich sämtlicher projekt-, perso-
nen- bzw. vertragsbezogener Daten auch 
über das Ende des Vertrages hinaus. Ver-
trauliche Daten sind solche dem AN im Rah-
men der Projektbearbeitung bekannt ge-
wordenen Informationen, die nicht ohnehin 
allgemein zugänglich oder ausdrücklich zur 
Veröffentlichung bestimmt oder ohne Ver-
tragsbruch rechtmäßig von Dritten später 
erworben worden sind, auch wenn sie nicht 
entsprechend als vertraulich gekennzeich-
net sind. Jede Weitergabe vertraulicher In-
formationen an Dritte bedarf der Zustim-
mung des anderen Vertragspartners. Die 
Vertragspartner verpflichten ihre Mitarbei-
ter und Erfüllungsgehilfen entsprechend.  
 
22.2  
Dritte in diesem Sinne sind nicht die mit dem 
AG verbundenen Unternehmen im Sinne des 
§ 15 AktG. Die Parteien verpflichten sich, 

ihre Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen ent-
sprechend zu verpflichten. 
 
22.3  
Hinsichtlich überlassener personenbezoge-
nen Daten gelten die DSGVO sowie die wei-
teren einschlägigen gesetzlichen Bestim-
mungen.  

22.4  
Sollten anwendbare Gesetze oder betriebli-
che Bestimmungen des AG zusätzliche 
Schutzmaßnahmen erforderlich machen, 
wird der Lieferant deren Umsetzung im er-
forderlichen Umfang sicherstellen.  
 
22.5  
Soweit eine Verarbeitung oder Nutzung per-
sonenbezogener Daten im Auftrag erfolgt, 
werden die Parteien unverzüglich eine Da-
tenschutzvereinbarung nach den gesetzli-
chen Bestimmungen abzuschließen.  
 
22.6  
Ist dem AN die Unterbeauftragung gestattet, 
verpflichtet er sich dazu, seinen Unterauf-
tragnehmern die oben genannten Pflichten 
(22.3 bis 22.5) aufzuerlegen.   
 
 

23 Integrität  
 
Der AN verpflichtet sich, die gesetzlichen 
Vorschriften zur Bekämpfung der Korruption 
zu beachten. Insbesondere versichert er, 
dass er Mitarbeitern des AG oder diesen na-
hestehenden Personen keine unzulässigen 
Vorteile anbietet, verspricht oder gewährt. 
Gleiches Verbot gilt für Mitarbeiter des Lie-
feranten, Erfüllungsgehilfen und sonstige 

Dritte, die nach Weisung des Lieferanten 
handeln. 
 

24 Menschenrechts- und umweltbezogene 
Pflichten gemäß UN Global Compact 
und Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setz („LkSG“), Grundprinzipien der ILO 

 

24.1  
Der AN verpflichtet sich, die zehn Prinzipien 
des UN Global Compact, die fünf Grundprin-
zipien der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) sowie die folgenden Ver- und Ge-
bote einzuhalten: Verbot von Kinderarbeit; 
Verbot von Zwangsarbeit und allen Formen 
der Sklaverei, Ausbeutung, Erniedrigung und 
des Missbrauchs; Verbot der Missachtung 
des Arbeitsschutzes und Schutz vor arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren; Verbot der 
Missachtung der Koalitionsfreiheit, Vereini-
gungs-freiheit und des Rechts auf Kollektiv-
verhandlungen; Verbot der Ungleichbe-
handlung in Beschäftigung; Verbot des Vor-
enthaltens eines angemessenen Lohns; Ver-
bot der Zerstörung der natürlichen Lebens-
grundlagen durch Umweltverunreinigun-
gen; Verbot der widerrechtlichen Verletzung 
von Landrechten; Verbot der Beauftragung 
oder Nutzung privater oder öffentlicher Si-
cherheitskräfte, die aufgrund mangelnder 
Unterweisung oder Kontrolle zu Beeinträch-
tigungen von Leib und Leben, führen kön-
nen; Verbot eines über das Vorstehende hin-
ausgehenden Tuns oder pflichtwidrigen Un-
terlassens, das unmittelbar geeignet ist, in 
besonders schwerwiegender Weise eine ge-
schützte Rechtsposition i. S. d. § 2 Abs. 1 
LkSG zu beeinträchtigen und dessen Rechts-
widrigkeit bei verständiger Würdigung aller 
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in Betracht kommenden Umstände offen-
sichtlich ist; Verbot der Herstellung, des Ein-
satzes und/oder der Entsorgung von Queck-
silber gemäß Minamata Übereinkommen; 
Verbot der Produktion und/oder Verwen-
dung von Stoffen im Anwendungsbereich 
des Stockholmer Übereinkommens (persis-
tente organische Schadstoffe - POP) sowie 
des nicht umweltgerechten Umgangs mit 
POP-haltigen Abfällen; Verbot der Ein- oder 
Ausfuhr gefährlicher Abfälle im Sinne des 
Basler Übereinkommens. 
 
24.2  
Der AN verpflichtet sich, menschenrechts- 
oder umweltbezogene Schulungen von sol-
chen Mitarbeitenden sicherzustellen, die für 
die Minimierung der betreffenden Risiken 
bei ihm verantwortlich oder diesen ausge-
setzt sind. Der AG kann vom AN verlangen, 
die Durchführung und Teilnahme an ent-
sprechenden Schulungen nachzuweisen 
oder sicherzustellen, dass die betreffenden 
Mitarbeitenden des AN an etwaigen seitens 
AG angebotenen einschlägigen Schulungen 
teilnehmen. 
 
24.3  
Wenn der AG im Rahmen ihrer gemäß LkSG 
durchzuführenden Risikoanalysen Informa-
tionen vom AN anfordert, um menschen-
rechts- oder umweltbezogene Risiken zu 
identifizieren oder zu bewerten, stellt der 
AN dem AG die erforderlichen Informatio-
nen in ausreichendem Umfang zur Verfü-
gung, soweit geltendes Recht oder vertragli-
che Vereinbarungen dies zulassen. Der AN 
stimmt zu, dass der AG für die Zwecke der 
Risikoanalyse relevante Informationen über 
die Vertragsbeziehung mit dem AN an einen 

auf Risikoanalysen spezialisierten Dienstleis-
ter übermittelt und dort zum Zwecke der Ri-
sikoanalyse im eigenen Auftrag verarbeiten 
lässt.  
 
24.4  
Stellt der eine potenzielle Verletzung men-
schenrechts- oder umweltbezogener Pflich-
ten in Bezug auf die Leistungserbringung ge-
genüber dem AG im eigenen Geschäftsbe-
trieb fest oder erlangt er auf andere Weise 
Kenntnis davon, ist er verpflichtet, AG hier-
über und seine daraufhin ergriffenen Maß-
nahmen zu informieren. 
 
24.5  
Der AN kooperiert mit dem AG und unter-
stützt den AG bestmöglich bei den vom LkSG 
geforderten Maßnahmen mit Blick auf die 
Beendigung, Vermeidung und Minimierung 
menschenrechts- und umweltbezogener Ri-
siken und Verletzungen, insbesondere bei 
der Durchführung gebotener Präventions- 
und Abhilfemaßnahmen.  
 
24.6  
Der AN verpflichtet sich, auf Aufforderung 
seitens des AG, seine Mitarbeitenden über 
die Möglichkeit der Nutzung des Beschwer-
deverfahrens von dem AG zu informieren. 
Informationen über das Beschwerdeverfah-
ren sowie der Zugang dazu sind unter 
https://investor-relations.lufthan-
sagroup.com/de/corporate-gover-
nance/compliance/hinweisgebersys-
tem.html abrufbar.  
 
24.7  
Einmal im Jahr oder anlassbezogen ist der 

AG berechtigt, eine Prüfung in den Ge-
schäftsräumen und Betriebsstätten des AN 
durchzuführen, um menschenrechts- und 
umweltbezogene Risiken oder Verletzungen 
in ihrer Lieferkette zu identifizieren oder zu 
bewerten und um festzustellen, ob der AN 
seinen Verpflichtungen gemäß dieser Ziffer 
11 nachkommt („Audit“), wobei der AG das 
Audit durch einen Dritten während der regu-
lären Geschäftszeiten des AN durchführen 
lassen kann, der vertraglich oder aus beruf-
lichen Gründen zu Objektivität und Ver-
schwiegenheit verpflichtet ist. Der AG kün-
digt dem AN das Audit schriftlich mit einer 
Frist von zwei Wochen im Voraus an. Der AN 
ist berechtigt, geeignete Maßnahmen zum 
Schutz seiner Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse und zum Schutz personenbezoge-
ner Daten, insbesondere Kundendaten, zu 
treffen. Der AN trägt die Kosten des Audits, 
es sei denn, er weist nach, dass ein men-
schenrechts- oder umweltbezogenes Risiko 
oder eine Verletzung menschenrechts- oder 
umweltbezogener Pflichten nicht besteht. 
 

24.8  
Der AN sichert zu, die Erwartungen der Luft-
hansa Group, die in ihrem Supplier Code of 
Conduct (https://www.lufthan-
sagroup.com/media/downloads/de/liefe-
ranten/LHG_Supp-
lier_Code_of_Conduct_DE_201912.pdf) 
Ausdruck finden, einzuhalten. 
 
24.9  
Der AN verpflichtet sich ferner, bestmögli-
che Anstrengungen zu unternehmen, die 
Verpflichtungen dieser Ziffer 24 an seine AN 
weiterzugeben. 
 

24.10  
Stellt der AG fest, dass der AN gegen eine 
der in den Ziffern 23 bis 24.9 aufgeführten 
Pflichten verstößt, behält der AG sich das 
Recht vor, den mit diesem AN geschlossenen 
Vertrag temporär auszusetzen oder – gege-
benenfalls auch außerordentlich – aus wich-
tigem Grund zu kündigen. 
 
24.11  
Änderungsvorbehalt: Die vom AN einzuhal-
tenden Verpflichtungen nach dieser Ziffer 24 
können abhängig von den Ergebnissen der 
von dem AG fortlaufend durchgeführten Ri-
sikoanalysen jederzeit angepasst werden. 
Der AN wird von dem AG hierzu einen (1) 
Monat vor Inkrafttreten einer etwaigen An-
passung in Kenntnis gesetzt und hat die 
Möglichkeit dieser binnen zwei (2) Wochen 
ab Kenntnis zu widersprechen, worauf der 
AG den AN im Einzelfall nochmal gesondert 
hinweist. 
 
 

25 Betriebs- und Sicherheitsbereich / IT-
Sicherheit 

 
25.1  
Nach den gesetzlichen Vorschriften für si-
cherheitsempfindliche Bereiche (Luftsicher-
heitsgesetz) müssen die vom AN eingesetz-
ten Personen vor Beginn ihrer Tätigkeit und 
nach jeweils 24 Monaten eine Sicherheits-
überprüfung erhalten, wenn sie den luftsei-
tigen Bereich des Flughafens betreten. Der 
AG verschafft dem AN und seinen Mitarbei-
tern sowie Erfüllungsgehilfen vorbehaltlich 
der Sicherheitsüberprüfung alle erforderli-
chen Zugangsberechtigungen zum Bauvor-
haben und den Gebäuden des AG auf dem 

https://investor-relations.lufthansagroup.com/de/corporate-governance/compliance/hinweisgebersystem.html
https://investor-relations.lufthansagroup.com/de/corporate-governance/compliance/hinweisgebersystem.html
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https://investor-relations.lufthansagroup.com/de/corporate-governance/compliance/hinweisgebersystem.html
https://www.lufthansagroup.com/media/downloads/de/lieferanten/LHG_Supplier_Code_of_Conduct_DE_201912.pdf
https://www.lufthansagroup.com/media/downloads/de/lieferanten/LHG_Supplier_Code_of_Conduct_DE_201912.pdf
https://www.lufthansagroup.com/media/downloads/de/lieferanten/LHG_Supplier_Code_of_Conduct_DE_201912.pdf
https://www.lufthansagroup.com/media/downloads/de/lieferanten/LHG_Supplier_Code_of_Conduct_DE_201912.pdf
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Flughafen, soweit dies zur Erbringung der 
Leistungen des AN notwendig ist. 
 
25.2  
Sämtliche mit den Sicherheitsüberprüfun-
gen und der Ausstellung von Zugangsbe-
rechtigungen verbundene Kosten trägt der 
AN, soweit die Vertragsparteien nicht etwas 
anderes vereinbart haben. Der AG wird den 
AN auf Anfrage über die Kosten für entspre-
chende Überprüfungen informieren.  
 
25.3  
Der Zugang zu Gebäuden des AG ist zu den 
üblichen Büroöffnungszeiten möglich. Im 
Einzelfall hat der AN sich vorher mit dem je-
weiligen Bürobetreiber beziehungsweise -
nutzer abzustimmen. 
 
25.4  
Der AN hat die jeweils maßgeblichen Flugha-
fenbenutzungsbedingungen zu beachten, 
soweit Leistungen auf einem Flughafenge-
lände erbracht werden.  
 
25.5  
Der AG legt darüber hinaus besonderen 
Wert auf die Sicherheit seiner IT-Infrastruk-
tur sowie seiner IT-Systeme und erwartet 
von seinen Vertragspartnern, dass sie den 
vom Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) ausgearbeiteten und 
regelmäßig aktualisierten IT-Grundschutz-
Standard (einsehbar auf www.bsi.de) einhal-
ten. 
 

26 Werbung 
 

Mit seiner Geschäftsverbindung zum AG, 
etwa durch Aufnahme des Projekts in die Re-
ferenzliste, darf der AN nur nach vorheriger 
Zustimmung des AG werben. Dem AN ist es 
nicht erlaubt, ohne Zustimmung des AG für 
sein Unternehmen oder Dritte Werbung auf 
der Baustelle (einschließlich des Bauzauns) 
zu machen.  
 
 

27 Schlussbestimmungen 
 
27.1  
Änderungen und Ergänzungen dieser 
AVB_Bau, auch in den einzelnen Bestellun-
gen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Eine fortgeschrittene elektroni-
sche Signatur genügt dem Schriftformerfor-
dernis. Eine fortgeschrittene elektronische 
Signatur liegt vor, wenn sie die folgenden 
Anforderungen erfüllt: (i) Sie ist eindeutig 
dem Unterzeichner zugeordnet. (ii) Sie er-
möglicht die Identifizierung des Unterzeich-
ners. (iii) Sie wird unter Verwendung elekt-
ronischer Signaturerstellungsdaten erstellt, 
die der Unterzeichner mit einem hohen Maß 
an Vertrauen unter seiner alleinigen Kon-
trolle verwenden kann. (iv)  Sie ist so mit den 
auf diese Weise unterzeichneten Daten ver-
bunden, dass eine nachträgliche Verände-
rung der Daten erkannt werden kann.  Das 
Schriftformerfordernis gilt nicht für im Ein-
zelfall getroffene, individuelle Abreden (ein-
schließlich etwaiger Nebenabreden, Ergän-
zungen und Änderungen) mit dem AG.  
 

27.2  
Sollten Bestimmungen dieser AVB_Bau ganz 
oder teilweise nicht rechtswirksam oder 
nicht durchführbar sein oder ihre Rechts-
wirksamkeit oder ihre Durchführbarkeit spä-
ter verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen nicht berührt 
werden. Anstelle der unwirksamen oder un-
durchführbaren Bestimmung soll eine ange-
messene Regelung gelten, die, soweit recht-
lich möglich, dem am nächsten kommt, was 
die Vertragspartner gewollt haben oder 
nach dem Sinn und Zweck des Vertrages ge-
wollt haben würden, falls sie bei Vertrags-
schluss oder bei der späteren Aufnahme ei-
ner Bestimmung den Punkt bedacht hätten.  
 
 
27.3  
Es gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. Erfüllungsort für sämtliche 
Verpflichtungen aus diesem Vertrag ist der 
Ort des Bauvorhabens. Im kaufmännischen 
Geschäftsverkehr wird als ausschließlicher 
Gerichtsstand Frankfurt am Main verein-
bart. Dies gilt nicht für Rechtsstreitigkeiten 
über nicht vermögensrechtliche Ansprüche, 
die den Amtsgerichten ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes zugewie-
sen sind oder wenn für die Klage ein aus-
schließlicher Gerichtsstand begründet ist. 
 
 

http://www.bsi.de/

